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Geschäftszahl 

Ra 2015/18/0192 

Rechtssatz 

Schon Erwägungsgrund 14 der Dublin III-Verordnung betont, dass die Achtung des Familienlebens eine 
vorrangige Erwägung der Mitgliedstaaten sein soll. Dementsprechend hält Erwägungsgrund 17 leg. cit. auch fest, 
dass die Mitgliedstaaten insbesondere aus humanitären Gründen oder in Härtefällen von den 
Zuständigkeitskriterien abweichen können sollen, um Familienangehörige zusammenzuführen und deren 
Anträge auf internationalen Schutz zu prüfen, auch wenn sie für eine solche Prüfung nach den in der Dublin III-
Verordnung festgelegten verbindlichen Zuständigkeitskriterien nicht zuständig sind. Mit einer gemeinsamen 
Bearbeitung der Anträge aller Familienangehörigen durch ein und denselben Mitgliedstaat kann nach 
Erwägungsgrund 15 leg. cit. auch sichergestellt werden, dass die Entscheidungen über die Anträge kohärent sind 
und dass die Mitglieder der Familien nicht voneinander getrennt werden. Vor diesem Hintergrund und in 
Anbetracht des den Mitgliedstaaten bei der Ausübung des Selbsteintrittsrechts eingeräumten weiten Ermessens, 
bestehen somit keine unionsrechtlichen Bedenken im Hinblick auf die Anwendbarkeit des § 34 Abs. 4 AsylG 
2005 im Anwendungsbereich der Dublin III-Verordnung. 
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